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Weihnachts- und Neujahrsgruß des Landrats 
 
Liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger, 
 
ich danke allen Bürgerinnen und Bürgern, die ihr Wahlrecht wahrgenommen haben 
und sich somit an der politischen Willensbildung beteiligt haben. Ebenso danke ich 
allen Kandidaten, die durch ihre Bereitschaft eine demokratische Wahl möglich ge-
macht haben sowie allen Haupt- und Ehrenamtlichen, die die Landratswahl in  den 
Gemeinden und im Landratsamt abgewickelt haben. 
      
Herzlichen Dank für die Glückwünsche zur meiner Wahl. Alle Bürgerinnen und Bür-
ger stehen für mich auch weiterhin im Mittelpunkt meiner Arbeit! Für dieses Ziel wer-
de ich mich mit meiner vollen Energie und Kraft einsetzen. 
 
Mein Amtsvorgänger, Dr. Hubert Faltermeier, Landrat a.D., hat in den 24 Jahren sei-
ner Amtszeit sehr viel bewegt und geleistet. Er hat wesentlich dazu beigetragen, 
dass unser Landkreis zu den Aufsteigerregionen Bayerns zählt. Dafür gebühren ihm 
der Dank des Kreistages und auch mein persönlicher Dank! 
 
Der Landkreis Kelheim ist in Bezug auf seine Bildungseinrichtungen, seine beiden 
Krankenhäuser in Kelheim und Mainburg, einer vielfältig strukturierten heimischen 
Wirtschaft mit vielen mittelständischen Handwerksbetrieben, Betrieben und Indust-
rieunternehmen sowie einer niedrigen Arbeitslosenquote gut aufgestellt. 
    
Auf diesen Grundlagen will ich den Landkreis gemeinsam mit Ihnen weiter voran-
bringen und auch neue Wege einschlagen. Der Mensch steht bei Themen wie Opti-
mierung des öffentlichen Personennahverkehrs, Digitalisierung, Wirtschaftsförde-
rung, Inklusion und Kommunalpolitik für Senioren und junge Menschen im Mittel-
punkt. Auch im Bereich der Öffentlichkeitsarbeit will ich die Bürgerinnen und Bürger 
noch mehr einbinden, so z. B. gibt es den Landkreis Kelheim seit kurzem auch auf 
Facebook.   
 
Das neue Landratsamtsgebäude spiegelt unser Bestreben nach einer modernen, 
transparenten, bürgerfreundlichen und barrierefreien Verwaltung wieder. Daher ist 
auch ein Besucherdienst für Schulklassen und Seniorengruppen vorgesehen. Unsere 
Verwaltung versteht sich als modernes Dienstleistungs- und Serviceunternehmen. 
Mit unserer Website sind wir „rund um die Uhr“ für Sie erreichbar. Diese Plattform 
bietet Ihnen viele Informationen über Aufgabenschwerpunkte, wie z. B. Landratsamt 
und Bürgerservice, Landkreis-Einrichtungen, Politik und Verantwortung, Wirtschaft 
und Regionalentwicklung sowie Tourismus und Freizeit und vieles mehr.- 
 
Ich freue mich auf viele persönliche Begegnungen und wünsche Ihnen allen ein fro-
hes Weihnachtsfest und ein gesundes, erfolgreiches Jahr 2017. 
    
Ihr  
 
 
Martin Neumeyer 
Landrat 
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Bekanntmachungen der Städte, Märkte und Gemeinden 
 
Bekanntmachung 
Im Verfahren zur Änderung des  
- Flächennutzungsplans durch Deckblatt Nr. 44  
- Landschaftsplans durch Deckblatt Nr. 25 
für den Bereich Deising-Ost  
Genehmigung und Möglichkeit zur Einsichtnahme:  
Der Stadtrat der Stadt Riedenburg hat die Änderung des bestehenden  
- Flächennutzungsplans durch Deckblatt Nr. 44 und des bestehenden 
- Landschaftsplans durch Deckblatt Nr. 25 
für den Bereich Deising-Ost am 22.07.2016 festgestellt. 
Die Änderung des Flächennutzungsplans und des Landschaftsplans ist vom Land-
ratsamt Kelheim mit Bescheid vom 12.12.2016, Nr. IV 1 – 6100 genehmigt worden. 
Die Deckblätter liegen samt Erläuterungsbericht ab Veröffentlichung dieser Be- 
kanntmachung im Rathaus Riedenburg, St.-Anna-Platz 2, Zimmer Nr. 14 während 
der allgemeinen Dienststunden öffentlich aus und können dort eingesehen werden. 
Gemäß § 6 Abs. 5 des Baugesetzbuches (BauGB) wird die Änderung des Flächen-
nutzungsplans und des Landschaftsplans mit der Bekanntmachung der Genehmi- 
gung wirksam. 
Hinweis gemäß § 215 Abs. 2 BauGB: 
Gemäß § 215 Abs. 1 BauGB ist eine Verletzung von Verfahrens- und Formvor-
schriften des Baugesetzbuches beim Zustandekommen des Deckblattes unbe-
achtlich, wenn sie im Falle einer Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 
BauGB bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften nicht schriftlich innerhalb 
eines Jahres seit Bekanntmachung der Deckblätter gegenüber der Gemeinde gel-
tend gemacht worden sind, dies gilt gleichfalls für beachtliche Abwägungsmängel  
(§ 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB). Der Sachverhalt, der die Verletzung oder die Mängel 
begründen soll, ist darzulegen. 
 
 
Riedenburg, 14.12.2016 
Stadt Riedenburg 
 
Lösch 
Erster Bürgermeister  
 
 
 
 
 
 

Bekanntmachungen der Zweckverbände 
 
 
Satzung zur Änderung der Beitrags- und Gebührensatzung zur Wasserabgabe-
satzung des Zweckverbandes zur Wasserversorgung der Hopfenbachtal-
Gruppe 
Aufgrund von Art. 2 und Art. 8 des Kommunalabgabengesetztes (KAG) in der derzeit 
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gültigen Fassung erlässt der Zweckverband zur Wasserversorgung der Hopfenbach-
tal-Gruppe folgende Satzung:  

§ 1 
Die Beitrags- und Gebührensatzung zur Wasserabgabesatzung  vom 01. Januar 
2014 (KrABl Nr. 25 v. 06.12. 2013), wird wie folgt geändert: 
§ 10 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 
„ Die Verbrauchsgebühr wird nach Maßgabe der nachfolgenden Absätze nach der 
Menge des aus der Wasserversorgungseinrichtung entnommenen Wasser berech-
net. Die Gebühr beträgt 1,25 € pro Kubikmeter entnommenen Wassers.“ 
§ 10 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 
„Wird ein Bauwasserzähler oder ein sonstiger beweglicher Wasserzähler verwendet, 
so beträgt die Gebühr 1,25 € pro Kubikmeter entnommenen Wassers.“ 

§ 2 
Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 01.01.2017 in Kraft. 
 
Kelheim, den 06. Dezember 2016 
 
Zweckverband zur Wasserversorgung 
der Hopfenbachtal-Gruppe 
 
Poschmann, Verbandsvorsitzender 
 
 
 
 
 
 
       
Bekanntmachung der Nachtragshaushaltssatzung des Zweckverbandes zur 
Wasserversorgung der Biburger Gruppe für das Haushaltsjahr 2016  
        
Auf Grund des § 22 der Verbandssatzung und der Art. 34 Abs. 2 Nr. 3 und Art. 40 
Abs. 1 des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit in Verbindung mit Art. 63 
ff. der Gemeindeordnung hat der Zweckverband am 23.November 2016 folgende 
Nachtragshaushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2016 beschlossen, die hiermit 
gem. Art. 24 Abs. 1, Art. 40 Abs. 1 KommZG in Verbindung mit Art. 65 Abs. 3 GO 
bekannt gemacht wird:  

I. 
§ 1 

Mit dem Nachtragshaushaltsplan werden 

   
    und damit der Gesamtbetrag des Haushaltsplans 

   
        einschließlich der Nachträge festgesetzt 

   
erhöht um 

vermindert 
um gegenüber bisher  auf nunmehr   

   
€ € €                        €   

   
      

 
  

a)  Im Verwaltungs-
haushalt       

 
  

     die Einnahmen 
 

11.930,00    1.928.296,00  1.940.226,00    

   
      

 
  

     die Ausgaben 
 

11.930,00    1.928.296,00  1.940.226,00    
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b)   Im Vermögens-
haushalt       

 
  

   
      

 
  

      die Einnahmen 
 

  9.882,00  397.882,00  388.000,00    

   
          

      die Ausgaben 
 

  9.882,00  397.882,00  388.000,00    
        

§ 2 
Kredite zur Finanzierung von Ausgaben im Vermögenshaushalt werden nicht aufge-
nommen.        

§ 3 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt.
 § 4 
(1) Eine Verwaltungsumlage wird nicht erhoben.      
 (2) Eine Investitionsumlage wird nicht erhoben. 

§ 5 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite (130.000,00 €) zur rechtzeitigen Leistung von 
Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird nicht geändert. 

§ 6 
Diese Nachtragshaushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2016 in Kraft.  

II. 
Diese Nachtragshaushaltssatzung enthält keine nach Art. 67 Abs. 4 und Art. 71 Abs. 
2 GO genehmigungspflichtigen Bestandteile.  

III. 
Die Nachtragshaushaltssatzung und der Nachtragshaushaltsplan liegen gemäß der 
Art. 26 Abs. 1 KommZG in Verbindung mit § 4 Satz 1 der Bekanntmachungsverord-
nung vom 19.12. bis 30.12. 2015 in der Geschäftsstelle des Zweckverbandes zur  
Wasserversorgung der Biburger Gruppe in Neustadt a. d. Donau, Mühlhausen,  
Hausringweg 4, Zimmer Nr. 3 innerhalb der allgemeinen Geschäftsstunden zur Ein-
sicht bereit.        
        
        
Neustadt a. d. Donau, 12.12.2016        
 
Zweckverband zur Wasserversorgung         
der Biburger Gruppe        
        
Meyer, Verbandsvorsitzender 
 
 
 
 
Haushaltssatzung des Zweckverbandes Kurmittelhaus Bad Abbach 
für das Haushaltsjahr 2017 
 
Die Regierung von Niederbayern hat mit Schreiben vom 12.12.2016 (Zeichen Nr. 12-
1444.807-91) die nach Art. 40 Abs. 1 KommZG i. V. m. Art. 65 Abs. 3 GO erforderli-
che Genehmigung erteilt. 
Gemäß Art. 24 KommZG und § 22 der Verbandssatzung wird die Haushaltssatzung 
hiermit amtlich bekannt gegeben. 
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Der Haushaltsplan liegt in der Zeit vom 03.01.2017 bis 11.01.2017 während der übli-
chen Öffnungszeiten beim Zweckverband Kurmittelhaus Bad Abbach, Kurallee 4, 
93077 Bad Abbach öffentlich zur Einsicht aus. 
Die Haushaltssatzung hat folgenden Wortlaut: 
Aufgrund des §18 der Verbandssatzung und des Art. 40 Abs. 1 und 2 des Gesetzes 
über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) in Verbindung mit Art. 63 ff der 
Gemeindeordnung (GO) erlässt der Zweckverband folgende Haushaltssatzung 

§ 1 
Der als Anlage beigefügte Wirtschaftsplan des Eigenbetriebes  Kaiser-Therme Bad 
Abbach für das Haushaltsjahr 2017 wird hiermit festgesetzt; er schließt ab 
im Erfolgsplan        
in den Erträgen mit       2.244.000,00 Euro 
in den Aufwendungen mit     4.027.000,00 Euro 
Ergebnis               - 1.783.000,00 Euro 
im Vermögensplan in den Einnahmen und Ausgaben mit 1.447.400,00 Euro. 

§ 2 
Im Wirtschaftsplan 2017 des Eigenbetriebes sind keine Kreditaufnahmen für Investi-
tionen und Investitionsfördermaßnahmen festgesetzt. 

§ 3 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögensplan des Eigenbetriebes Kaiser-
Therme werden nicht festgesetzt. 

§ 4 
Die Verbandsumlage zur Abdeckung des ungedeckten Bedarfs wird gemäß § 20 
Abs. 1 der Verbandssatzung auf 1.200.000,00 Euro festgesetzt. 
Dieser Betrag ist von den Verbandsmitgliedern wie folgt aufzubringen: 
Bezirk Niederbayern  60 %   720.000,00 Euro 
Landkreis Kelheim   20 %   240.000,00 Euro 
Markt Bad Abbach   20 %    240.000,00 Euro 

§ 5 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben des 
Eigenbetriebes wird auf 300.000,00 Euro festgesetzt. 

§ 6 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2017 in Kraft. 
 
Landshut, den 13.12.2016 
 
gez.: 
Dr. Heinrich 
Verbandsvorsitzender 
Bezirkstagspräsident 
 
 
 
 
Satzung für die öffentliche Wasserversorgungseinrichtung 
des Zweckverbandes Wasserversorgung Hallertau 
(Wasserabgabesatzung – WAS –) vom 14.12.2016 
Auf Grund von Art. 23 und Art. 24 Abs. 1 Nrn. 1 und 2, Abs. 2 und Abs. 3 der Ge-
meindeordnung (GO) i. V. m. Art. 23 Abs. 2 und Art. 27 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes 
über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) erlässt der Zweckverband Was-
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serversorgung Hallertau folgende Satzung: 
§ 1 

Öffentliche Einrichtung 
(1) Der Zweckverband betreibt eine öffentliche Einrichtung zur Wasserversorgung für 
das von der Wasserversorgungseinrichtung des Zweckverbandes versorgte Gebiet. 
(2) Art und Umfang dieser Wasserversorgungseinrichtung bestimmt der Zweckver-
band. 
(3) Zur Wasserversorgungseinrichtung gehören auch die im öffentlichen Straßen-
grund liegenden Teile der Grundstücksanschlüsse, soweit nichts Abweichendes ver-
einbart ist. 

§ 2 
Grundstücksbegriff – Grundstückseigentümer 

(1) 1Grundstück im Sinne dieser Satzung ist jedes räumlich zusammenhängende und 
einem gemeinsamen Zweck dienende Grundeigentum desselben Eigentümers, das 
eine selbstständige wirtschaftliche Einheit bildet, auch wenn es sich um mehrere 
Grundstücke oder Teile von Grundstücken im Sinn des Grundbuchrechts han-
delt. 2Rechtlich verbindliche planerische Festlegungen sind zu berücksichtigen. 
(2) 1Die Vorschriften dieser Satzung für die Grundstückseigentümer gelten auch für 
Erbbauberechtigte oder ähnlich zur Nutzung eines Grundstücks dinglich Berechtig-
te. 2Von mehreren dinglich Berechtigten ist jeder berechtigt und verpflichtet; sie haf-
ten als Gesamtschuldner. 
 

§ 3 
Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Satzung haben die nachstehenden Begriffe folgende Bedeutung: 
Versorgungsleitungen sind die Wasserleitungen im Wasserversorgungsgebiet, 

von denen die Grundstücksanschlüsse abzweigen. 
Grundstücksanschlüsse 
(= Hausanschlüsse) 

sind die Wasserleitungen von der Abzweigstelle der 
Versorgungsleitung bis zur Übergabestelle; sie begin-
nen mit der Anschlussvorrichtung und enden mit der 
Hauptabsperrvorrichtung. 

Gemeinsame Grund-
stücksanschlüsse (ver-
zweigte Hausanschlüsse) 

sind Hausanschlüsse, die über Privatgrundstücke (z. B. 
Privatwege) verlaufen und mehr als ein Grundstück mit 
der Versorgungsleitung verbinden. 

Anschlussvorrichtung ist die Vorrichtung zur Wasserentnahme aus der Ver-
sorgungsleitung, umfassend Anbohrschelle mit inte-
grierter oder zusätzlicher Absperrarmatur oder Abzweig 
mit Absperrarmatur samt den dazugehörigen techni-
schen Einrichtungen. 

Hauptabsperrvorrichtung ist die erste Armatur auf dem Grundstück, mit der die 
gesamte nachfolgende Wasserverbrauchsanlage ein-
schließlich Wasserzähler abgesperrt werden kann. 

Übergabestelle ist das Ende des Grundstücksanschlusses hinter der 
Hauptabsperrvorrichtung im Grundstück/Gebäude. 
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Wasserzähler sind Messgeräte zur Erfassung des durchgeflossenen 
Wasservolumens. Absperrventile und etwa vorhandene 
Wasserzählerbügel sind nicht Bestandteile der Wasser-
zähler. 

Anlagen des Grundstücks-
eigentümers 
(= Verbrauchsleitungen) 

sind die Gesamtheit der Anlagenteile in Grundstücken 
oder in Gebäuden hinter der Übergabestelle; als solche 
gelten auch Eigengewinnungsanlagen, wenn sie sich 
ganz oder teilweise im gleichen Gebäude befinden. 

§ 4 
Anschluss- und Benutzungsrecht 

(1) Jeder Grundstückseigentümer kann verlangen, dass sein bebautes, bebaubares, 
gewerblich genutztes oder gewerblich nutzbares Grundstück nach Maßgabe dieser 
Satzung an die Wasserversorgungseinrichtung angeschlossen und mit Wasser belie-
fert wird. 
(2) 1Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt sich nur auf solche Grundstücke, 
die durch eine Versorgungsleitung erschlossen werden. 2Der Grundstückseigentümer 
kann unbeschadet weitergehender bundes- oder landesgesetzlicher Vorschriften 
nicht verlangen, dass eine neue Versorgungsleitung hergestellt oder eine bestehen-
de Versorgungsleitung geändert wird. 3Welche Grundstücke durch die Versorgungs-
leitung erschlossen werden, bestimmt der Zweckverband. 4Rohwasser- und Fern-
wasserleitungen stellen keine zum Anschluss berechtigenden Versorgungsleitungen 
dar. 
(3) Der Zweckverband kann den Anschluss eines Grundstücks an eine bestehende 
Versorgungsleitung versagen, wenn die Wasserversorgung wegen der Lage des 
Grundstücks oder aus sonstigen technischen oder betrieblichen Gründen dem 
Zweckverband erhebliche Schwierigkeiten bereitet oder besondere Maßnahmen er-
fordert, es sei denn, der Grundstückseigentümer übernimmt die Mehrkosten, die mit 
dem Bau und Betrieb zusammenhängen, und leistet auf Verlangen Sicherheit. 
(4) 1Der Zweckverband kann ferner das Anschluss- und Benutzungsrecht in begrün-
deten Einzelfällen ausschließen oder einschränken, soweit nicht die Bereitstellung 
von Wasser in Trinkwasserqualität erforderlich ist. 2Das gilt auch für die Vorhaltung 
von Löschwasser. 

§ 5 
Anschluss- und Benutzungszwang 

(1) 1Die zum Anschluss Berechtigten (§ 4) sind verpflichtet, die Grundstücke, auf de-
nen Wasser verbraucht wird, an die öffentliche Wasserversorgungseinrichtung anzu-
schließen (Anschlusszwang). 2Ein Anschlusszwang besteht nicht, wenn der An-
schluss rechtlich oder tatsächlich unmöglich ist. 
(2) 1Auf Grundstücken, die an die öffentliche Wasserversorgungseinrichtung ange-
schlossen sind, ist der gesamte Bedarf an Wasser im Rahmen des Benutzungs-
rechts (§ 4) ausschließlich aus dieser Einrichtung zu decken (Benutzungs-
zwang). 2Gesammeltes Niederschlagswasser darf ordnungsgemäß für Zwecke der 
Gartenbewässerung, zur Toilettenspülung und zum Wäschewaschen verwendet 
werden, soweit nicht andere Rechtsvorschriften entgegenstehen. 3§ 7 Abs. 4 ist ent-
sprechend anzuwenden. 4Verpflichtet sind die Grundstückseigentümer und alle Be-
nutzer der Grundstücke. 5Sie haben auf Verlangen der Gemeinde die dafür erforder-
liche Überwachung zu dulden. 

§ 6 
Befreiung vom Anschluss- oder Benutzungszwang 

(1) 1Von der Verpflichtung zum Anschluss oder zur Benutzung wird auf Antrag ganz 
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oder zum Teil befreit, wenn der Anschluss oder die Benutzung aus besonderen 
Gründen auch unter Berücksichtigung der Erfordernisse des Gemeinwohls nicht zu-
mutbar ist. 2Der Antrag auf Befreiung ist unter Angabe der Gründe schriftlich beim 
Zweckverband einzureichen. 
(2) Die Befreiung kann befristet, unter Bedingungen, Auflagen und Widerrufsvorbe-
halt erteilt werden. 

§ 7 
Beschränkung der Benutzungspflicht 

(1) 1Auf Antrag wird die Verpflichtung zur Benutzung auf einen bestimmten Ver-
brauchszweck oder Teilbedarf beschränkt, soweit das für die öffentliche Wasserver-
sorgung wirtschaftlich zumutbar ist und nicht andere Rechtsvorschriften oder Gründe 
der Volksgesundheit entgegenstehen. 2Gründe der Volksgesundheit stehen einer 
Beschränkung der Benutzungspflicht insbesondere entgegen, wenn für den jeweili-
gen Verbrauchszweck oder Teilbedarf i. S. v. Satz 1 Trinkwasser oder Wasser mit 
der Beschaffenheit von Trinkwasser erforderlich ist und die Versorgung mit solchem 
Wasser nur durch die Benutzung der öffentlichen Wasserversorgung gewährleistet 
wird. 
(2) § 6 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 findet entsprechende Anwendung. 
(3) Absatz 1 gilt nicht für die Versorgung von Industrieunternehmen und Weitervertei-
lern sowie für die Vorhaltung von Löschwasser. 
(4) 1Vor der Errichtung oder Inbetriebnahme einer Eigengewinnungsanlage hat der 
Grundstückseigentümer dem Zweckverband Mitteilung zu machen; dasselbe gilt, 
wenn eine solche Anlage nach dem Anschluss an die öffentliche Wasserversorgung 
weiterbetrieben werden soll. 2Er hat durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, 
dass von seiner Eigengewinnungsanlage keine Rückwirkungen in das öffentliche 
Wasserversorgungsnetz möglich sind. 3Bei einer Nachspeisung von Trinkwasser aus 
der öffentlichen Wasserversorgungseinrichtung in eine Eigengewinnungsanlage ist 
ein freier Auslauf (Luftbrücke) oder ein Rohrunterbrecher A 1 der Nachspeiseeinrich-
tung in das Regenauffangbecken bzw. an sonstigen Stellen (z. B. Spülkasten) erfor-
derlich. 

§ 8 
Sondervereinbarungen 

(1) Ist der Grundstückseigentümer nicht zum Anschluss berechtigt oder verpflichtet, 
so kann der Zweckverband durch Vereinbarung ein besonderes Benutzungsverhält-
nis begründen. 
(2) 1Für dieses Benutzungsverhältnis gelten die Bestimmungen dieser Satzung und 
der Beitrags- und Gebührensatzung entsprechend. 2Ausnahmsweise kann in der 
Sondervereinbarung Abweichendes bestimmt werden, soweit dies sachgerecht ist. 

§ 9 
Grundstücksanschluss 

(1) 1Der Grundstücksanschluss wird vom Zweckverband hergestellt, angeschafft, 
verbessert, unterhalten, erneuert, geändert, abgetrennt und beseitigt. 2Er muss zu-
gänglich und vor Beschädigungen geschützt sein. 
(2) 1Der Zweckverband bestimmt Zahl, Art, Nennweite und Führung der Grund-
stücksanschlüsse sowie deren Änderung. 2Er bestimmt auch, wo und an welche Ver-
sorgungsleitung anzuschließen ist. 3Der Grundstückseigentümer ist vorher zu hören; 
seine berechtigten Interessen sind nach Möglichkeit zu wahren. 4Soll der Grund-
stücksanschluss auf Wunsch des Grundstückseigentümers nachträglich geändert 
werden, so kann der Zweckverband verlangen, dass die näheren Einzelheiten ein-
schließlich der Kostentragung vorher in einer gesonderten Vereinbarung geregelt 
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werden. 5Dies gilt auch, wenn für dasselbe Buchgrundstück auf Wunsch des Grund-
stückseigentümers ein weiterer Grundstücksanschluss erstellt werden soll. 
(3) 1Der Grundstückseigentümer hat die baulichen Voraussetzungen für die sichere 
Errichtung des Grundstücksanschlusses zu schaffen. 2Der Zweckverband kann hier-
zu schriftlich eine angemessene Frist setzen. 3Der Grundstückseigentümer darf keine 
Einwirkungen auf den Grundstücksanschluss vornehmen oder vornehmen lassen. 
(4) Der Grundstückseigentümer und die Benutzer haben jede Beschädigung des 
Grundstücksanschlusses, insbesondere das Undichtwerden von Leitungen sowie 
sonstige Störungen unverzüglich dem Zweckverband mitzuteilen. 

§ 10 
Anlage des Grundstückseigentümers 

(1) 1Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, für die ordnungsgemäße Errichtung, 
Erweiterung, Änderung und Unterhaltung der Anlage von der Übergabestelle ab, mit 
Ausnahme des Wasserzählers, zu sorgen. 2Hat er die Anlage oder Teile davon ei-
nem anderen vermietet oder sonst zur Benutzung überlassen, so ist er neben dem 
anderen verpflichtet. 
(2) 1Die Anlage darf nur unter Beachtung der Vorschriften dieser Satzung und ande-
rer gesetzlicher oder behördlicher Bestimmungen sowie nach den anerkannten Re-
geln der Technik errichtet, erweitert, geändert und unterhalten werden. 2Anlage und 
Verbrauchseinrichtungen müssen so beschaffen sein, dass Störungen anderer Ab-
nehmer oder der öffentlichen Versorgungseinrichtungen sowie Rückwirkungen auf 
die Güte des Trinkwassers ausgeschlossen sind. 3Der Anschluss wasserverbrau-
chender Einrichtungen jeglicher Art geschieht auf Gefahr des Grundstückseigentü-
mers. 
(3) (unbesetzt) 
(4) 1Anlagenteile, die sich vor dem Wasserzähler befinden, können plombiert wer-
den. 2Ebenso können Anlagenteile, die zur Anlage des Grundstückseigentümers ge-
hören, unter Plombenverschluss genommen werden, um eine einwandfreie Messung 
zu gewährleisten. 3Die dafür erforderliche Ausstattung der Anlage ist nach den An-
gaben des Zweckverbandes zu veranlassen. 

§ 11 
Zulassung und Inbetriebsetzung der Anlage des Grundstückseigentümers 

(1) 1Bevor die Anlage des Grundstückseigentümers hergestellt oder wesentlich ge-
ändert wird, sind dem Zweckverband folgende Unterlagen in doppelter Fertigung ein-
zureichen: 
a) eine Beschreibung der geplanten Anlage des Grundstückseigentümers und 

ein Lageplan, 
b) der Name des Unternehmers, der die Anlage errichten soll, 
c) Angaben über eine etwaige Eigenversorgung, 
d) im Falle des § 4 Abs. 3 die Verpflichtung zur Übernahme der Mehrkosten. 
2Die einzureichenden Unterlagen haben den beim Zweckverband aufliegenden Mus-
tern zu entsprechen. 3Alle Unterlagen sind von den Bauherren und den Planfertigern 
zu unterschreiben. 
(2) 1Der Zweckverband prüft, ob die beabsichtigten Anlagen den Bestimmungen die-
ser Satzung entsprechen. 2Ist das der Fall, so erteilt der Zweckverband schriftlich 
seine Zustimmung und gibt eine Fertigung der eingereichten Unterlagen mit Zustim-
mungsvermerk zurück. 3Stimmt der Zweckverband nicht zu, setzt er dem Bauherrn 
unter Angabe der Mängel eine angemessene Frist zur Berichtigung. 4Die geänderten 
Unterlagen sind sodann erneut einzureichen. 5Die Zustimmung und die Überprüfung 
befreien den Grundstückseigentümer, den Bauherrn, den ausführenden Unterneh-
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mer und den Planfertiger nicht von der Verantwortung für die vorschriftsmäßige und 
fehlerfreie Planung und Ausführung der Anlagen. 
(3) 1Mit den Installationsarbeiten darf erst nach schriftlicher Zustimmung des Zweck-
verbandes begonnen werden. 2Eine Genehmigungspflicht nach sonstigen, insbeson-
dere nach straßen-, bau- und wasserrechtlichen Bestimmungen bleibt durch die Zu-
stimmung unberührt. 
(4) 1Die Errichtung der Anlage und wesentliche Veränderungen dürfen nur durch den 
Zweckverband oder durch ein Installationsunternehmen erfolgen, das in ein Installa-
teurverzeichnis des Zweckverbandes oder eines anderen Wasserversorgungsunter-
nehmens eingetragen ist. 2Der Zweckverband ist berechtigt, die Ausführung der Ar-
beiten zu überwachen. 3Leitungen, die an Eigengewinnungsanlagen angeschlossen 
sind, dürfen nur mit vorheriger Zustimmung des Zweckverbandes verdeckt werden; 
andernfalls sind sie auf Anordnung des Zweckverbandes freizulegen. 
(5) 1Der Grundstückseigentümer hat jede Inbetriebsetzung der Anlagen beim Zweck-
verband über das Installationsunternehmen zu beantragen. 2Der Anschluss der An-
lage an das Verteilungsnetz und die Inbetriebsetzung erfolgen durch den Zweckver-
band oder seine Beauftragten. 
(6) Von den Bestimmungen der Absätze 1 bis 4 kann der Zweckverband Ausnahmen 
zulassen. 

§ 12 
Überprüfung der Anlage des Grundstückseigentümers 

(1) 1Der Zweckverband ist berechtigt, die Anlage des Grundstückseigentümers vor 
und nach ihrer Inbetriebnahme zu überprüfen. 2Er hat auf erkannte Sicherheitsmän-
gel aufmerksam zu machen und kann deren Beseitigung verlangen.  
(2) Werden Mängel festgestellt, welche die Sicherheit gefährden oder erhebliche Stö-
rungen erwarten lassen, so ist der Zweckverband berechtigt, den Anschluss oder die 
Versorgung zu verweigern; bei Gefahr für Leib oder Leben ist er hierzu verpflichtet. 
(3) 1Durch Vornahme oder Unterlassung der Überprüfung der Anlage sowie durch 
deren Anschluss an das Verteilungsnetz übernimmt der Zweckverband keine Haf-
tung für die Mängelfreiheit der Anlage. 2Dies gilt nicht, wenn er bei einer Überprüfung 
Mängel festgestellt hat, die eine Gefahr für Leib oder Leben darstellen. 

§ 13 
Abnehmerpflichten, Haftung 

(1) 1Der Grundstückseigentümer und die Benutzer haben den Beauftragten des 
Zweckverbandes, die sich auf Verlangen auszuweisen haben, zu angemessener Ta-
geszeit den Zutritt zu allen der Wasserversorgung dienenden Einrichtungen zu ge-
statten, soweit dies zur Nachschau der Wasserleitungen, zum Ablesen der Wasser-
zähler und zur Prüfung, ob die Vorschriften dieser Satzung und die vom Zweckver-
band auferlegten Bedingungen und Auflagen erfüllt werden, erforderlich ist. 2Zur 
Überwachung der satzungsmäßigen und gesetzlichen Pflichten sind die mit dem 
Vollzug dieser Satzung beauftragten Personen des Zweckverbandes berechtigt, zu 
angemessener Tageszeit Grundstücke, Gebäude, Anlagen, Einrichtungen, Wohnun-
gen und Wohnräume im erforderlichen Umfang zu betreten. 3Der Grundstückseigen-
tümer, ggf. auch die Benutzer des Grundstücks, werden davon nach Möglichkeit vor-
her verständigt. 
(2) 1Der Grundstückseigentümer und die Benutzer sind verpflichtet, alle für die Prü-
fung des Zustandes der Anlagen erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 2Sie haben die 
Verwendung zusätzlicher Verbrauchseinrichtungen vor Inbetriebnahme dem Zweck-
verband mitzuteilen, soweit sich dadurch die vorzuhaltende Leistung wesentlich er-
höht. 
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(3) Der Grundstückseigentümer und die Benutzer haften dem Zweckverband für von 
ihnen verschuldete Schäden, die auf eine Verletzung ihrer Pflichten nach dieser Sat-
zung zurückzuführen sind. 

§ 14 
Grundstücksbenutzung 

(1) 1Der Grundstückseigentümer hat das Anbringen und Verlegen von Leitungen ein-
schließlich Zubehör zur Zu- und Fortleitung von Wasser über sein im Versorgungs-
gebiet liegendes Grundstück sowie sonstige Schutzmaßnahmen unentgeltlich zuzu-
lassen, wenn und soweit diese Maßnahmen für die örtliche Wasserversorgung erfor-
derlich sind. 2Diese Pflicht betrifft nur Grundstücke, die an die Wasserversorgung 
angeschlossen oder anzuschließen sind, die vom Eigentümer im wirtschaftlichen Zu-
sammenhang mit einem angeschlossenen oder zum Anschluss vorgesehenen 
Grundstück genutzt werden oder für die die Möglichkeit der Wasserversorgung sonst 
wirtschaftlich vorteilhaft ist. 3Die Verpflichtung entfällt, soweit die Inanspruchnahme 
der Grundstücke den Eigentümer in unzumutbarer Weise belasten würde. 
(2) Der Grundstückseigentümer ist rechtzeitig über Art und Umfang der beabsichtig-
ten Inanspruchnahme seines Grundstücks zu benachrichtigen. 
(3) 1Der Grundstückseigentümer kann die Verlegung der Einrichtungen verlangen, 
wenn sie an der bisherigen Stelle für ihn nicht mehr zumutbar sind. 2Die Kosten der 
Verlegung hat der Zweckverband zu tragen, soweit die Einrichtungen nicht aus-
schließlich der Versorgung des Grundstücks dienen. 
(4) Wird der Wasserbezug nach § 22 Abs. 2 oder 3 eingestellt, ist der Grundstücks-
eigentümer verpflichtet, nach Wahl des Zweckverbandes die Entfernung der Einrich-
tungen zu gestatten oder sie noch fünf Jahre unentgeltlich zu belassen, sofern dies 
nicht unzumutbar ist. 
(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für öffentliche Verkehrswege und Verkehrsflä-
chen sowie für Grundstücke, die durch Planfeststellung für den Bau von öffentlichen 
Verkehrswegen und Verkehrsflächen bestimmt sind. 

§ 15 
Art und Umfang der Versorgung 

(1) 1Der Zweckverband stellt das Wasser zu dem in der Beitrags- und Gebührensat-
zung aufgeführten Entgelt zur Verfügung. 2Er liefert das Wasser als Trinkwasser un-
ter dem Druck und in der Beschaffenheit, die in dem betreffenden Abschnitt des Ver-
sorgungsgebietes üblich sind, entsprechend den jeweils geltenden Rechtsvorschrif-
ten und den anerkannten Regeln der Technik. 
(2) 1Der Zweckverband ist berechtigt, die Beschaffenheit und den Druck des Was-
sers im Rahmen der gesetzlichen und behördlichen Bestimmungen sowie der aner-
kannten Regeln der Technik zu ändern, sofern dies aus wirtschaftlichen oder techni-
schen Gründen zwingend erforderlich ist. 2Der Zweckverband wird eine dauernde 
wesentliche Änderung den Wasserabnehmern nach Möglichkeit mindestens zwei 
Monate vor der Umstellung schriftlich bekannt geben und die Belange der An-
schlussnehmer möglichst berücksichtigen. 3Die Grundstückseigentümer sind ver-
pflichtet, ihre Anlagen auf eigene Kosten den geänderten Verhältnissen anzupassen. 
(3) 1Der Zweckverband stellt das Wasser im Allgemeinen ohne Beschränkung zu 
jeder Tag- und Nachtzeit am Ende des Hausanschlusses zur Verfügung. 2Dies gilt 
nicht, soweit und solange der Zweckverband durch höhere Gewalt, durch Betriebs-
störungen, Wassermangel oder sonstige technische oder wirtschaftliche Umstände, 
deren Beseitigung ihm nicht zumutbar ist, an der Wasserversorgung gehindert 
ist. 3Der Zweckverband kann die Belieferung ablehnen, mengenmäßig und zeitlich 
beschränken oder unter Auflagen und Bedingungen gewähren, soweit das zur Wah-
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rung des Anschluss- und Benutzungsrechtes der anderen Berechtigten erforderlich 
ist. 4Der Zweckverband darf ferner die Lieferung unterbrechen, um betriebsnotwendi-
ge Arbeiten vorzunehmen. 5Soweit möglich, gibt der Zweckverband Absperrungen 
der Wasserleitung vorher öffentlich bekannt und unterrichtet die Abnehmer über Um-
fang und voraussichtliche Dauer der Unterbrechung. 
(4) 1Das Wasser wird lediglich zur Deckung des Eigenbedarfs für die angeschlosse-
nen Grundstücke geliefert. 2Die Überleitung von Wasser in ein anderes Grundstück 
bedarf der schriftlichen Zustimmung des Zweckverbandes; die Zustimmung wird er-
teilt, wenn nicht überwiegende versorgungswirtschaftliche Gründe entgegenstehen. 
(5) Für Einschränkungen oder Unterbrechungen der Wasserlieferung und für Ände-
rungen des Druckes oder der Beschaffenheit des Wassers, die durch höhere Gewalt, 
Wassermangel oder sonstige technische oder wirtschaftliche Umstände, die der 
Zweckverband nicht abwenden kann, oder auf Grund behördlicher Verfügungen ver-
anlasst sind, steht dem Grundstückseigentümer kein Anspruch auf Minderung ver-
brauchsunabhängiger Gebühren zu. 

§ 16 
Anschlüsse und Benutzung der Wasserleitung für Feuerlöschzwecke 

(1) Sollen auf einem Grundstück private Feuerlöschanschlüsse eingerichtet werden, 
so sind über die näheren Einzelheiten einschließlich der Kostentragung besondere 
Vereinbarungen zwischen dem Grundstückseigentümer und dem Zweckverband zu 
treffen. 
(2) 1Private Feuerlöscheinrichtungen werden mit Wasserzählern ausgerüstet. 2Sie 
müssen auch für die Feuerwehr benutzbar sein. 
(3) 1Wenn es brennt oder wenn sonst Gemeingefahr droht, sind die Anordnungen 
des Zweckverbandes, der Polizei und der Feuerwehr zu befolgen; insbesondere ha-
ben die Wasserabnehmer ihre Leitungen und ihre Eigenanlagen auf Verlangen zum 
Feuerlöschen zur Verfügung zu stellen. 2Ohne zwingenden Grund dürfen sie in die-
sen Fällen kein Wasser entnehmen. 
(4) 1Bei Feuergefahr hat der Zweckverband das Recht, Versorgungsleitungen und 
Grundstücksanschlüsse vorübergehend abzusperren. 2Dem von der Absperrung be-
troffenen Wasserabnehmer steht hierfür kein Entschädigungsanspruch zu. 

§ 17 
Wasserabgabe für vorübergehende Zwecke, Wasserabgabe aus öffentlichen 

Entnahmestellen 
(1) 1Der Anschluss von Anlagen zum Bezug von Bauwasser oder zu sonstigen vo-
rübergehenden Zwecken ist rechtzeitig beim Zweckverband zu beantragen. 2Muss 
das Wasser von einem anderen Grundstück bezogen werden, so ist die schriftliche 
Zustimmung des Grundstückseigentümers beizubringen. 3Über die Art der Wasser-
abgabe entscheidet der Zweckverband; er legt die weiteren Bedingungen für den 
Wasserbezug fest. 
(2) Falls Wasser aus öffentlichen Hydranten nicht zum Feuerlöschen, sondern zu 
anderen vorübergehenden Zwecken entnommen werden soll, so stellt der Zweckver-
band auf Antrag einen Wasserzähler, ggf. Absperrvorrichtung und Standrohr zur Ver-
fügung und setzt die Bedingungen für die Benutzung fest. 

§ 18 
Haftung bei Versorgungsstörungen 

(1) 1Für Schäden, die ein Grundstückseigentümer durch Unterbrechung der Wasser-
versorgung oder durch Unregelmäßigkeiten in der Belieferung erleidet, haftet der 
Zweckverband aus dem Benutzungsverhältnis oder aus unerlaubter Handlung im 
Falle 
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1. der Tötung oder Verletzung des Körpers oder der Gesundheit des Grund-
stückseigentümers, es sei denn, dass der Schaden vom Zweckverband oder einem 
Erfüllungs- oder Verrichtungsgehilfen weder vorsätzlich noch fahrlässig verursacht 
worden ist, 
2. der Beschädigung einer Sache, es sei denn, dass der Schaden weder durch 
Vorsatz noch durch grobe Fahrlässigkeit des Zweckverbandes oder eines Erfüllungs- 
oder Verrichtungsgehilfen verursacht worden ist, 
3. eines Vermögensschadens, es sei denn, dass dieser weder durch Vorsatz 
noch durch grobe Fahrlässigkeit eines vertretungsberechtigten Organs des Zweck-
verbandes verursacht worden ist. 
2§ 831 Abs. 1 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuches ist nur bei vorsätzlichem Han-
deln von Verrichtungsgehilfen anzuwenden. 
(2) Gegenüber Benutzern und Dritten, an die der Grundstückseigentümer das gelie-
ferte Wasser im Rahmen des § 15 Abs. 4 weiterleitet, haftet der Zweckverband für 
Schäden, die diesen durch Unterbrechung der Wasserversorgung oder durch Unre-
gelmäßigkeiten in der Belieferung entstehen, wie einem Grundstückseigentümer. 
(3) 1Die Absätze 1 und 2 sind auch auf Ansprüche von Grundstückseigentümern an-
zuwenden, die diese gegen ein drittes Wasserversorgungsunternehmen aus uner-
laubter Handlung geltend machen. 2Der Zweckverband ist verpflichtet, den Grund-
stückseigentümern auf Verlangen über die mit der Schadensverursachung durch ein 
drittes Unternehmen zusammenhängenden Tatsachen insoweit Auskunft zu geben, 
als sie ihm bekannt sind oder von ihm in zumutbarer Weise aufgeklärt werden kön-
nen und ihre Kenntnis zur Geltendmachung des Schadensersatzes erforderlich ist. 
(4) Die Ersatzpflicht entfällt für Schäden unter fünfzehn Euro. 
(5) Schäden sind dem Zweckverband unverzüglich mitzuteilen. 

§ 19 
Wasserzähler 

(1) 1Der Wasserzähler ist Eigentum des Zweckverbandes. 2Die Lieferung, Aufstel-
lung, technische Überwachung, Unterhaltung, Auswechslung und Entfernung der 
Wasserzähler sind Aufgabe des Zweckverbandes; er bestimmt auch Art, Zahl und 
Größe der Wasserzähler sowie ihren Aufstellungsort. 3Bei der Aufstellung hat der 
Zweckverband so zu verfahren, dass eine einwandfreie Messung gewährleistet ist; er 
hat den Grundstückseigentümer zuvor anzuhören und seine berechtigten Interessen 
zu wahren. 
(2) 1Der Zweckverband ist verpflichtet, auf Verlangen des Grundstückseigentümers 
die Wasserzähler zu verlegen, wenn dies ohne Beeinträchtigungen einer einwand-
freien Messung möglich ist. 2Der Zweckverband kann die Verlegung davon abhängig 
machen, dass der Grundstückseigentümer sich verpflichtet, die Kosten zu überneh-
men. 
(3) 1Der Grundstückseigentümer haftet für das Abhandenkommen und die Beschädi-
gung der Wasserzähler, soweit ihn hieran ein Verschulden trifft. 2Er hat den Verlust, 
Beschädigungen und Störungen dieser Einrichtungen dem Zweckverband unverzüg-
lich mitzuteilen. 3Er ist verpflichtet, sie vor Abwasser, Schmutz- und Grundwasser 
sowie vor Frost zu schützen. 
(4) 1Die Wasserzähler werden von einem Beauftragten des Zweckverbandes mög-
lichst in gleichen Zeitabständen oder auf Verlangen des Zweckverbandes vom 
Grundstückseigentümer selbst abgelesen. 2Dieser hat dafür zu sorgen, dass die 
Wasserzähler leicht zugänglich sind. 
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§ 20 
Messeinrichtungen an der Grundstücksgrenze 

(1) Der Zweckverband kann verlangen, dass der Grundstückseigentümer auf eigene 
Kosten an der Grundstücksgrenze nach seiner Wahl einen geeigneten Wasserzäh-
lerschacht oder Wasserzählerschrank anbringt, wenn 
1. das Grundstück unbebaut ist oder 
2. die Versorgung des Gebäudes mit Grundstücksanschlüssen erfolgt, die un-

verhältnismäßig lang sind oder nur unter besonderen Erschwernissen verlegt 
werden können, oder 

3. kein Raum zur frostsicheren Unterbringung des Wasserzählers vorhanden ist. 
(2) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, die Einrichtungen in ordnungsgemä-
ßem Zustand und jederzeit zugänglich zu halten. 

§ 21 
Nachprüfung der Wasserzähler 

(1) 1Der Grundstückseigentümer kann jederzeit die Nachprüfung der Wasserzähler 
durch eine Eichbehörde oder eine staatlich anerkannte Prüfstelle im Sinne § 40 des 
Mess- und Eichgesetzes verlangen. 2Stellt der Grundstückseigentümer den Antrag 
auf Prüfung nicht bei der Gemeinde, so hat er diese vor Antragstellung zu benach-
richtigen. 
(2) Der Zweckverband braucht dem Verlangen auf Nachprüfung der Wasserzähler 
nur nachzukommen, wenn der Grundstückseigentümer sich verpflichtet, die Kosten 
zu übernehmen, falls die Abweichung die gesetzlichen Verkehrsfehlergrenzen nicht 
überschreitet. 

§ 22 
Änderungen; Einstellung des Wasserbezugs 

(1) Jeder Wechsel des Grundstückseigentümers ist dem Zweckverband unverzüglich 
schriftlich mitzuteilen. 
(2) Will ein Grundstückseigentümer, der zur Benutzung der Wasserversorgungsein-
richtung nicht verpflichtet ist, den Wasserbezug aus der öffentlichen Wasserversor-
gung vollständig einstellen, so hat er das mindestens eine Woche vor dem Ende des 
Wasserbezugs schriftlich dem Zweckverband zu melden. 
(3) Will ein zum Anschluss oder zur Benutzung Verpflichteter den Wasserbezug ein-
stellen, hat er beim Zweckverband Befreiung nach § 6 zu beantragen. 

§ 23 
Einstellung der Wasserlieferung 

(1) Der Zweckverband ist berechtigt, die Wasserlieferung ganz oder teilweise fristlos 
einzustellen, wenn der Grundstückseigentümer oder Benutzer dieser Satzung oder 
sonstigen die Wasserversorgung betreffenden Anordnungen zuwiderhandelt und die 
Einstellung erforderlich ist, um 
1. eine unmittelbare Gefahr für die Sicherheit von Personen oder Anlagen abzu-

wenden, 
2. den Verbrauch von Wasser unter Umgehung, Beeinflussung oder vor Anbrin-

gung der Messeinrichtungen zu verhindern oder 
3. zu gewährleisten, dass Störungen anderer Abnehmer, störende Rückwirkun-

gen auf Einrichtungen des Zweckverbandes oder Dritter oder Rückwirkungen 
auf die Güte des Trinkwassers ausgeschlossen sind. 

(2) 1Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesondere bei Nichterfüllung einer Zah-
lungsverpflichtung trotz Mahnung, ist der Zweckverband berechtigt, die Versorgung 
zwei Wochen nach Androhung einzustellen. 2Dies gilt nicht, wenn die Folgen der 
Einstellung außer Verhältnis zur Schwere der Zuwiderhandlung stehen und hinrei-
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chende Aussicht besteht, dass der Grundstückseigentümer seinen Verpflichtungen 
nachkommt. 3Der Zweckverband kann mit der Mahnung zugleich die Einstellung der 
Versorgung androhen. 
(3) Der Zweckverband hat die Versorgung unverzüglich wieder aufzunehmen, sobald 
die Gründe für die Einstellung entfallen sind. 

§ 24 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Nach Art. 24 Abs. 2 Satz 2 GO kann mit Geldbuße bis zu 2500 Euro belegt wer-
den, wer vorsätzlich 
1. den Vorschriften über den Anschluss- und Benutzungszwang in § 5 zuwider-

handelt, 
2. eine der in § 9 Abs. 4, § 11 Abs. 1, § 13 Abs. 2 und § 22 Abs. 1 und 2 festge-

legten oder hierauf gestützten Melde-, Auskunfts-, Nachweis- oder Vorlage-
pflichten verletzt, 

3. entgegen § 11 Abs. 3 vor Zustimmung des Zweckverbandes mit den Installati-
onsarbeiten beginnt, 

4. gegen die vom Zweckverband nach § 15 Abs. 3 Satz 3 angeordneten Ver-
brauchseinschränkungen oder Verbrauchsverbote verstößt. 

(2) Nach anderen Rechtsvorschriften bestehende Ordnungswidrigkeitentatbestände 
bleiben unberührt. 

§ 25 
Anordnungen für den Einzelfall, Zwangsmittel 

(1) Der Zweckverband kann zur Erfüllung der nach dieser Satzung bestehenden 
Verpflichtungen Anordnungen für den Einzelfall erlassen. 
(2) Für die Erzwingung der in dieser Satzung vorgeschriebenen Handlungen, eines 
Duldens oder Unterlassens gelten die Vorschriften des Bayerischen Verwaltungszu-
stellungs- und Vollstreckungsgesetzes. 

§ 26 
Inkrafttreten 

(1) Diese Satzung tritt am  01.01.2017 in Kraft. 
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung für die öffentliche Wasserversorgungseinrichtung des 
Zweckverbandes Wasserversorgung Hallertau (Wasserabgabesatzung - WAS -) vom 
06.12.2013 außer Kraft. 
 
ZWECKVERBAND WASSERVERSORGUNG HALLERTAU 
 
Au i. d. Hallertau, den 14.12.2016 
 
Hillerbrand 
Verbandsvorsitzender 
 
 
 
 
Beitrags- und Gebührensatzung zur Wasserabgabesatzung des Zweckverban-
des Wasserversorgung Hallertau (BGS/WAS) vom 14.12.2016 
Auf Grund der Art. 5, 8 und 9 des Kommunalabgabengesetzes i. V. m. Art. 23 Abs. 2 
und Art. 27 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit 
(KommZG) erlässt der Zweckverband Wasserversorgung Hallertau folgende Bei-
trags- und Gebührensatzung zur Wasserabgabesatzung: 
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§ 1 
Beitragserhebung 

Der Zweckverband erhebt zur Deckung seines Aufwandes für die Herstellung der 
Wasserversorgungseinrichtung einen Beitrag. 

§ 2 
Beitragstatbestand 

Der Beitrag wird erhoben für 
1. bebaute, bebaubare oder gewerblich genutzte oder gewerblich nutzbare 

Grundstücke, wenn für sie nach § 4 WAS ein Recht zum Anschluss an die 
Wasserversorgungseinrichtung besteht 

 oder 
2. tatsächlich angeschlossene Grundstücke. 

§ 3 
Entstehen der Beitragsschuld 

(1) 1Die Beitragsschuld entsteht mit Verwirklichung des 
des. 2Ändern sich die für die Beitragsbemessung maßgeblichen Umstände im Sinne 
des Art. 5 Abs. 2a KAG, entsteht die – zusätzliche – Beitragsschuld mit dem Ab-
schluss der Maßnahme. 
(2) Wird erstmals eine wirksame Satzung erlassen und ist der Beitragstatbestand vor 
dem Inkrafttreten dieser Satzung erfüllt, entsteht die Beitragsschuld erst mit Inkraft-
treten dieser Satzung. 

§ 4 
Beitragsschuldner 

Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Beitragsschuld Eigentü-
mer des Grundstücks oder Erbbauberechtigter ist. 
 

§ 5 
Beitragsmaßstab 

(1) 1Der Beitrag wird nach der Grundstücksfläche und der Geschossfläche der vor-
handenen Gebäude berechnet. 2Die beitragspflichtige Grundstücksfläche wird bei 
Grundstücken von mindestens 2.500 m² Fläche (übergroße Grundstücke) in unbe-
planten Gebieten 
–  bei bebauten Grundstücken auf das 5-fache der beitragspflichtigen Geschoss-

fläche, mindestens jedoch 2.500 m², 
–  bei unbebauten Grundstücken auf 2.500 m² 

begrenzt. 
(2) 1Die Geschossfläche ist nach den Außenmaßen der Gebäude in allen Geschos-
sen zu ermitteln. 2Keller werden mit der vollen Fläche 
gen. 3Dachgeschosse werden nur herangezogen, soweit sie ausgebaut 
sind. 4Gebäude oder selbstständige Gebäudeteile, die nach der Art ihrer Nutzung 
keinen Bedarf nach Anschluss an die Wasserversorgung auslösen oder die an die 
Wasserversorgung nicht angeschlossen werden dürfen, werden nicht herangezogen; 
das gilt nicht für Gebäude oder Gebäudeteile, die tatsächlich einen Wasseranschluss 
haben. 5Balkone, Loggien und Terrassen bleiben außer Ansatz, wenn und soweit sie 
über die Gebäudefluchtlinie hinausragen. 
(3) 1Bei Grundstücken, für die nur eine gewerbliche Nutzung ohne Bebauung zuläs-
sig ist, sowie bei sonstigen unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken wird als 
Geschossfläche ein Viertel der Grundstücksfläche in Ansatz gebracht. 2Grundstücke, 
bei denen die zulässige oder für die Beitragsbemessung maßgebliche vorhandene 
Bebauung im Verhältnis zur gewerblichen Nutzung nur untergeordnete Bedeutung 

Amtsblatt für den Landkreis Kelheim – Nr. 27 vom 23.12.2016 
 



237 

hat, gelten als gewerblich genutzte unbebaute Grundstücke i. S. d. Satzes 1 Alterna-
tive 1. 
(4) 1Ein zusätzlicher Beitrag entsteht mit der nachträglichen Änderung der für die Bei-
tragsbemessung maßgeblichen Umstände, soweit sich dadurch der Vorteil er-
höht. 2Eine Beitragspflicht entsteht insbesondere, 
–  im Fall der Vergrößerung eines Grundstücks für die zusätzlichen Flächen, so-

weit für diese bisher noch keine Beiträge geleistet worden sind, 
–  im Falle der Geschossflächenvergrößerung für die zusätzlich geschaffenen 

Geschossflächen sowie im Falle des Absatzes 1 Satz 2 für die sich aus ihrer 
Vervielfachung errechnende zusätzliche Grundstücksfläche, 

–  im Falle der Nutzungsänderung eines bisher beitragsfreien Gebäudes oder 
Gebäudeteils i. S. d. § 5 Abs. 2 Satz 4, soweit infolge der Nutzungsänderung 
die Voraussetzungen für die Beitragsfreiheit entfallen. 

(5) 1Wird ein unbebautes, aber bebaubares Grundstück, für das ein Beitrag nach Ab-
satz 3 festgesetzt worden ist, später bebaut, so wird der Beitrag nach Abzug der 
nach Absatz 3 berücksichtigten Geschossflächen und den nach Abs. 1 Satz 2 be-
grenzten Grundstücksflächen  neu berechnet. 2Dieser Betrag ist nachzuentrich-
ten. 3Ergibt die Gegenüberstellung ein Weniger an Geschossflächen, so ist für die 
Berechnung des Erstattungsbetrages auf den Beitragssatz abzustellen, nach dem 
der ursprüngliche Beitrag entrichtet worden ist. 

§ 6 
Beitragssatz 

Der Beitrag beträgt 
a) pro m² Grundstücksfläche  1,43 € 
b) pro m² Geschossfläche  4,28 €  
   

§ 7 
Fälligkeit 

Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Beitragsbescheides fällig. 
§ 7a 

Beitragsablösung 
1Der Beitrag kann vor dem Entstehen der Beitragspflicht abgelöst werden. 2Der Ablö-
sungsbetrag richtet sich nach der voraussichtlichen Höhe des Beitrages. 3Ein 
Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht. 

§ 8 
Erstattung des Aufwands für Grundstücksanschlüsse 

(1) Der Aufwand für die Herstellung, Anschaffung, Verbesserung, Erneuerung, Ver-
änderung, Stilllegung und Beseitigung sowie für die Unterhaltung der Grundstücks-
anschlüsse i. S. d. § 3 WAS ist mit Ausnahme des Aufwands, der auf die im öffentli-
chen Straßengrund liegenden Teile der Grundstücksanschlüsse entfällt, in der je-
weils tatsächlichen Höhe zu erstatten. 
(2) 1Der Erstattungsanspruch entsteht mit Abschluss der jeweiligen 
me. 2Schuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens des Erstattungsanspruchs Ei-
gentümer des Grundstücks oder Erbbauberechtigter ist; mehrere Schuldner (Eigen-
tümer oder Erbbauberechtigte) sind Gesamtschuldner. 3§ 7 gilt entsprechend. 
(3) 1Der Erstattungsanspruch kann vor seinem Entstehen abgelöst werden. 2Der Ab-
lösungsbetrag richtet sich nach der voraussichtlichen Höhe des Erstattungsan-
spruchs. 3Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht. 
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§ 9 
Gebührenerhebung 

Der Zweckverband erhebt für die Benutzung der Wasserversorgungseinrichtung 
Grundgebühren (§ 9a) und Verbrauchsgebühren (§ 10). 

§ 9a 
Grundgebühr 

(1) 1Die Grundgebühr wird nach dem Dauerdurchfluss (Q3) oder nach dem Nenn-
durchfluss (Qn) der verwendeten Wasserzähler berechnet. 2Befinden sich auf einem 
Grundstück nicht nur vorübergehend mehrere Wasseranschlüsse, so wird die 
Grundgebühr nach der Summe des Dauerdurchflusses oder des Nenndurchflusses 
der einzelnen Wasserzähler berechnet. 3Soweit Wasserzähler nicht eingebaut sind, 
wird der Dauerdurchfluss oder der Nenndurchfluss geschätzt, der nötig wäre, um die 
mögliche Wasserentnahme messen zu können. 
(2) Die Grundgebühr beträgt bei der Verwendung von Wasserzählern mit Dauer-
durchfluss (Q3) oder mit Nenndurchfluss (Qn) 
Dauerdurchfluss (Q3) Nenndurchfluss (Qn)  
bis 4 m³/h bis 2,5 m³/h   46,02 €/Jahr 
bis 16 m³/h bis 10 m³/h 104,30 €/Jahr 
über 16 m³/h über 10 m³/h 184,07 €/Jahr 
(3) Wird ein Bauwasserzähler oder ein sonstiger beweglicher Wasserzähler verwen-
det, so beträgt die Grundgebühr 15,34 € pro Monat. 

§ 10 
Verbrauchsgebühr 

(1) 1Die Verbrauchsgebühr wird nach der Menge des aus der Wasserversorgungs-
einrichtung entnommenen Wassers berechnet. 2Die Gebühr beträgt 1,09 € pro Ku-
bikmeter entnommenen Wassers. 
(2) 1Der Wasserverbrauch wird durch geeichte Wasserzähler ermittelt. 2Er ist durch 
den Zweckverband zu schätzen, wenn 
1. ein Wasserzähler nicht vorhanden ist, oder 
2. der Zutritt zum Wasserzähler oder dessen Ablesung nicht ermöglicht wird,  

oder 
3. sich konkrete Anhaltspunkte dafür ergeben, dass der Wasserzähler den wirkli-

chen Wasserverbrauch nicht angibt. 
(3) Wird ein Bauwasserzähler oder ein sonstiger beweglicher Wasserzähler verwen-
det, so beträgt die Gebühr 1,09 € pro Kubikmeter entnommenen Wassers. 

§ 11 
Entstehen der Gebührenschuld 

(1) Die Verbrauchsgebühr entsteht mit der Wasserentnahme. 
(2) 1Die Grundgebühr entsteht erstmals mit dem Tag, der auf den Zeitpunkt der be-
triebsfertigen Herstellung des Anschlusses folgt; der Zweckverband teilt dem Gebüh-
renschuldner diesen Tag schriftlich mit. 2Im Übrigen entsteht die Grundgebühr mit 
dem Beginn eines jeden Tages in Höhe eines Tagesbruchteils der Jahresgrundge-
bührenschuld neu. 

§ 12 
Gebührenschuldner 

(1) Gebührenschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Gebührenschuld 
Eigentümer des Grundstücks oder ähnlich zur Nutzung des Grundstücks dinglich be-
rechtigt ist. 
(2) Gebührenschuldner ist auch der Inhaber eines auf dem Grundstück befindlichen 
Betriebs. 
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(3) Gebührenschuldner ist auch die Wohnungseigentümergemeinschaft. 
(4) Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner. 
(5) Die Gebührenschuld gemäß §§ 9 ff. ruht auf dem Grundstück bzw. dem Erbbau-
recht als öffentliche Last (Art. 8 Abs. 8 i. V. m. Art. 5 Abs. 7 KAG). 

§ 13 
Abrechnung, Fälligkeit, Vorauszahlung 

(1) 1Der Verbrauch wird jährlich abgerechnet. 2Die Grund- und die Verbrauchsgebühr 
werden einen Monat nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig. 
(2) 1Auf die Gebührenschuld sind zum 31. März, 30. Juni und 30. September jeden 
Jahres Vorauszahlungen in Höhe eines Drittels des Jahresverbrauchs der Jahresab-
rechnung des Vorjahres zu leisten. 2Fehlt eine solche Vorjahresabrechnung, so setzt 
der Zweckverband die Höhe der Vorauszahlungen unter Schätzung des Jahresge-
samtverbrauches fest. 

§ 14 
Mehrwertsteuer 

Zu den Beiträgen, Kostenerstattungsansprüchen und Gebühren wird die Mehrwert-
steuer in der jeweils gesetzlichen Höhe erhoben. 

§ 15 
Pflichten der Beitrags- und Gebührenschuldner 

Die Beitrags- und Gebührenschuldner sind verpflichtet, dem Zweckverband für die 
Höhe der Abgabe maßgebliche Veränderungen unverzüglich zu melden und über 
den Umfang dieser Veränderungen – auf Verlangen auch unter Vorlage entspre-
chender Unterlagen – Auskunft zu erteilen. 

§ 16 
Inkrafttreten 

(1) Die Satzung tritt am 01.01.2017 in Kraft. 
(2) Gleichzeitig tritt die Beitrags- und Gebührensatzung zur Wasserabgabesatzung 
des Zweckverbandes Wasserversorgung Hallertau (BGS/WAS) vom 06.12.2013 au-
ßer Kraft. 
 
 
 
ZWECKVERBAND WASSERVERSORGUNG HALLERTAU 
 
 
Au i. d. Hallertau, den 14.12.2016 
 
 
Hillerbrand 
Verbandsvorsitzender 
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Bekanntmachungen der Schulverbände 
 
HAUSHALTSSATZUNG des Schulverbandes Hallertauer Mittelschule Mainburg 
Landkreis Kelheim für das Haushaltsjahr 2017 
Aufgrund des Art. 9 Abs. 9 des Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes (BaySchFG) 
vom 31.05.2000 (GVBl. S. 455) i.V. m. Art. 40 Abs. 1 des Gesetzes über die kommunale 
Zusammenarbeit (KommZG) vom 20.06.1994 (BayRS 2020-6-1-I) und Art. 63 ff der Ge-
meindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) erlässt der Schulverband Hallertauer Mit-
telschule Mainburg folgende Haushaltssatzung:  

§ 1 
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2017 wird hiermit 
festgesetzt; 
er schließt im Verwaltungshaushalt in den  
Einnahmen und Ausgaben mit  1.648.600 € 
im Vermögenshaushalt in den     
Einnahmen und Ausgaben mit  3.998.100 € ab. 

§ 2 
Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförde-
rungsmaßnahmen wird auf  

1.250.000 € 
festgesetzt.  

§ 3 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt wird 
auf  

9.000.000 € 
festgesetzt. 

§ 4 
A.  Verwaltungsumlage 
 Die Höhe des durch sonstige Einnahmen nicht gedeckten Bedarfs (Umlage-Soll) 

zur Finanzierung von Ausgaben im VERWALTUNGSHAUSHALT wird auf  
1.367.900 € 

festgesetzt. Dieser ungedeckte Bedarf wird nach der Zahl der Verbandsschüler 
auf die Mitglieder des Schulverbandes umgelegt. Die für die Berechnung der 
Schulverbandsumlage maßgebende Schülerzahl nach dem Stand vom 1. Okto-
ber 2016 wird auf 488 Verbandsschüler festgesetzt. 
Die Verwaltungsumlage wird somit je Verbandsschüler  
 auf 2.803,07 festgesetzt. 

B. Investitionsumlage 
 Der durch Zuweisungen und sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf zu Fi-

nanzierung von Ausgaben im VERMÖGENSHAUSHALT (Umlagesoll) wird auf 
1.750.000 € 

festgesetzt. Die für die Berechnung der Investitionsumlage maßgebende Schü-
lerzahl nach dem Stand vom 1. Oktober 2016 wird auf 488 Verbandsschüler 
festgesetzt. 
Die Investitionsumlage wird somit je Verbandsschüler  
    
 auf 3.586,07 € festgesetzt. 
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§ 5 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben 
nach dem Haushaltsplan wird auf  

240.000 € 
festgesetzt. 

§ 6 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2017 in Kraft. 

 
 
Mainburg, den 15.12.2016 
 
Schulverband Hallertauer Mittelschule Mainburg  
 
gez. 
Josef Reiser  
1. Vorsitzender  
 
 
 
 
 
 
Haushaltssatzung des Schulverbandes Abensberg (geschäftsführende Ge-
meinde Stadt Abensberg) für das Haushaltsjahr 2017 
Auf Grund der Art. 9 Abs. 9 Bayer. Schulfinanzierungsgesetzes in Verbindung mit 
Art.40 des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit und Art. 63 ff der Ge-
meindeordnung erlässt der Schulverband folgende Haushaltssatzung: 

§ 1 
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2017 wird hiermit 
festgesetzt; 
er schließt im 
Verwaltungshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben mit   1.534.200,00 EUR 
und im 
Vermögenshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben mit                753.300,00 EUR 
ab. 

§ 2 
Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförde-
rungsmaßnahmen wird auf 0,00 EUR festgesetzt. 

§ 3 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 

§ 4 
Die Höhe des durch die sonstigen Einnahmen im Verwaltungshaushalt nicht gedeck-
ten Bedarfs, der nach den einschlägigen Bestimmungen auf die Mitglieder des Schul-
verbandes umgelegt werden soll (Verwaltungsumlage), wird auf 908.300,00 EUR 
festgesetzt (Umlagesoll). 
Die Höhe des durch die sonstigen Einnahmen des Vermögenshaushaltes nicht ge-
deckten Bedarfs, der nach den einschlägigen Bestimmungen auf die Mitglieder des 
Schulverbandes umgelegt werden soll (Investitionsumlage) wird auf 102.300,00 EUR 
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festgesetzt (Umlagesoll). 
Für die Bemessung wird die Schülerzahl der allgemeinbildenden Schulen nach dem 
Stand vom 1.Oktober 2016 herangezogen (Bemessungsgrundlage). 
Die Verbandsschule wurde am 1. Oktober 2016 von insgesamt 620 Schülern be-
sucht. Für die Bemessung der Schulverbandsumlage nach der Schülerzahl beträgt 
der Beitrag je Schüler 
im Verwaltungshaushalt     1.465,00 EUR, 
im Vermögenshaushalt           165,00 EUR. 
Die maßgeblichen Umlagegrundlagen aller Mitglieder des Schulverbandes  
(für das Haushaltsjahr 2017) betragen 1.010.600,00 EUR. 
Der Umlagesatz, mit welchem die Umlagegrundlagen für die Bemessung der Schul-
verbandsumlage herangezogen werden, wird im Verwaltungshaushalt und Vermö-
genshaushalt auf 100 v.H. festgesetzt. 

§ 5 
Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan 
werden nicht beansprucht. 

§ 6 
Weitere Vorschriften, die sich auf die Einnahmen und Ausgaben (so z.B. zu §§ 25 bis 
27 KommHV) und den Stellenplan (§ 6 KommHV) beziehen, werden nicht aufge-
nommen. 

§ 7 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2017 in Kraft. 

II. 
Die Haushaltssatzung enthält nach  Art. 9 Abs. 9 BaySchFG i.V. mit Art. 26 Abs. 1, 
40 Abs. 1 Satz 1 KommZG i.V. mit Art. 71 Abs. 2 und Art. 67 Abs. 4 GO keine ge-
nehmigungspflichtigen Bestandteile. 

III. 
Die vorstehende von der Schulverbandsversammlung in der Sitzung vom 13.12.2016 
beschlossene Haushaltssatzung wird hiermit gem. Art. 65 Abs. 3 GO i. V. mit Art. 9 
Abs. 9 BaySchFG, Art. 24 Abs. 1 Satz 2 KommZG und § 25 Abs. 2 der Geschäfts-
ordnung der Schulverbandsversammlung öffentlich bekannt gemacht.  

IV. 
Haushaltssatzung und Haushaltsplan liegen während des ganzen Jahres bei der 
Stadt Abensberg, Zimmer 16, während der allgemeinen Dienststunden öffentlich zur 
Einsichtnahme auf.  
 
 
SCHULVERBAND 
 
Abensberg, 14.12.2016 
 
                                         
   Dr. Brandl 
1. Vorsitzender 
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Bekanntmachungen Amt für Ländliche Entwicklung Oberpfalz 
 
Veröffentlichung der Stadt Riedenburg und des Marktes Painten 
 
Gz. L / A 3 – V 7533.2 – 16517 
Verfahren Wangsaß – Flurneuordnung  
Stadt Hemau, Landkreis Regensburg 
II. Flurbereinigungsbeschluss 
Anlage 
1 Gebietskarte M = 1 : 5 000 
 
A Entscheidender Teil 
1. Anordnung der Flurneuordnung 
Zur Verbesserung der Produktions- und Arbeitsbedingungen in der Land- und Forst-
wirtschaft sowie zur Förderung der allgemeinen Landeskultur und der Landentwick-
lung wird nach §§ 1, 4 und 37 des Flurbereinigungsgesetzes –FlurbG– das Verfahren 
Wangsaß zum Zwecke der Flurneuordnung angeordnet. 
Die Anordnung gilt für das vom Amt für Ländliche Entwicklung Oberpfalz festgestellte 
Verfahrensgebiet (Flurbereinigungsgebiet). 
Die Begrenzung des Verfahrensgebietes ist in der anliegenden Gebietskarte, die Be-
standteil des entscheidenden Teils dieses Beschlusses ist, flurstücksgenau darge-
stellt. 
Die Eigentümer der zum Verfahrensgebiet gehörenden Grundstücke sowie die den 
Eigentümern gleichstehenden Erbbauberechtigten sind Teilnehmer am Verfahren. 
Die Teilnehmer bilden die Teilnehmergemeinschaft. Die Teilnehmergemeinschaft 
entsteht mit diesem Flurbereinigungsbeschluss und ist eine Körperschaft des öffent-
lichen Rechts (§ 16 FlurbG), die den Namen Teilnehmergemeinschaft Wangsaß führt 
und ihren Sitz in Wangsaß, Stadt Hemau, hat. Sie steht unter der Aufsicht des Amtes 
für Ländliche Entwicklung Oberpfalz. 

 2. Anordnung der sofortigen Vollziehung 
Gemäß § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung –VwGO– wird 
die sofortige Vollziehung dieses Beschlusses angeordnet mit der Folge, dass Wi-
derspruch und Anfechtungsklage keine aufschiebende Wirkung haben. 
3. Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diesen Beschluss kann innerhalb eines Monats nach dem ersten Tag der 
öffentlichen Bekanntmachung Widerspruch eingelegt werden. Der Widerspruch 
ist schriftlich oder zur Niederschrift beim 

Amt für Ländliche Entwicklung Oberpfalz 
Falkenberger Straße 4, 95643 Tirschenreuth 

(Postanschrift: Postfach 11 89, 95633 Tirschenreuth) 
einzulegen. Er kann auch elektronisch mit einer qualifizierten elektronischen 
Signatur nach dem Signaturgesetz versehen unter der Adresse 

poststelle@ale-opf.bayern.de 
eingelegt werden. Sollte über den Widerspruch innerhalb einer Frist von sechs Mo-
naten sachlich nicht entschieden werden, so kann Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgerichtshof in München, Postanschrift: Postfach 34 01 48, 80098 München, 
Hausanschrift: Ludwigstraße 23, 80539 München, schriftlich erhoben werden. Die 
Klage kann nur bis zum Ablauf von weiteren drei Monaten seit dem Ablauf der oben 
genannten sechsmonatigen Frist erhoben werden. Die Klage muss den Kläger, den 
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Beklagten (Freistaat Bayern) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsa-
chen und Beweismittel sollen angegeben werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden. 
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 
− Ein elektronisch eingelegter Widerspruch muss mit einer qualifizierten elektroni-

schen Signatur nach dem Signaturgesetz versehen sein. Eine elektronische Wi-
derspruchseinlegung ohne qualifizierte elektronische Signatur ist unzulässig.  

− Gemäß der Verordnung über den elektronischen Rechtsverkehr in der Verwal-
tungsgerichtsbarkeit (E-Rechtsverkehrsverordnung Verwaltungsgerichte – ERVV 
VwG, Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 4/2016 S. 69 f.) kann seit 
dem 1. Mai 2016 beim Bayerischen Verwaltungsgerichtshof auf elektronischem 
Weg Klage erhoben werden. Weitere Hinweise finden sich auf der Internetprä-
senz der bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit. 

B Hinweise 
1. Offenlegung des Flurbereinigungsbeschlusses 
Dieser Flurbereinigungsbeschluss wird in der Stadt Hemau und den angrenzenden 
Städten Dietfurt a. d. Altmühl, Parsberg und Riedenburg, den Märkten Beratzhausen, 
Breitenbrunn, Laaber und Painten und der Gemeinde Deuerling öffentlich bekannt 
gemacht (§§ 6 Abs. 2, 110 FlurbG, Art. 26 Abs. 2 und Art. 27 Abs. 2 GO). 
Je eine Ausfertigung dieses Flurbereinigungsbeschlusses (mit einer Ausfertigung der 
Gebietskarte) liegt nach dem ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung zwei Wo-
chen in den o. g. Gemeinden zur Einsichtnahme für die Beteiligten aus (§§ 6 Abs. 3, 
115 Abs. 1 FlurbG). 
Der Flurbereinigungsbeschluss und die Darstellung des Verfahrensgebietes können 
innerhalb von drei Monaten nach dem Zeitpunkt dieser öffentlichen Bekanntmachung 
auch auf der Internetseite des Amtes für Ländliche Entwicklung Oberpfalz auf der 
Seite Projekte in der Oberpfalz unter  
„Öffentliche Bekanntmachungen in Flurneuordnungen und Dorferneuerungen“ einge-
sehen werden. (http://www.landentwicklung.bayern.de/oberpfalz/133301/) 
2. Aufforderung zur Anmeldung unbekannter Rechte 
Rechte, die aus dem Grundbuch nicht ersichtlich sind, aber zur Beteiligung am Ver-
fahren Wangsaß berechtigen, sind innerhalb von drei Monaten nach dem Zeitpunkt 
dieser öffentlichen Bekanntmachung beim Amt für Ländliche Entwicklung Oberpfalz 
anzumelden. 
Werden Rechte erst nach Ablauf der Frist angemeldet oder nachgewiesen, so kann 
das Amt die bisherigen Verhandlungen und Festsetzungen gelten lassen 
(§ 14 FlurbG). 
3. Aufforderung zur Grundbuchberichtigung 
Die Angaben über Rechtsverhältnisse an den Grundstücken im Verfahrensgebiet 
erholt das Amt für Ländliche Entwicklung Oberpfalz aus dem Grundbuch. Um Nach-
teile zu vermeiden, wird dringend empfohlen, die Eintragungen im Grundbuch zu 
überprüfen und erforderliche Berichtigungen zu beantragen. Dazu genügt es in der 
Regel, den Grundbuchämtern die entsprechenden Urkunden wie Erbschein, Erbver-
trag, Testament, Zuschlagsbeschluss oder Enteignungsbeschluss vorzulegen. 
Grundbucheinsicht und -auskünfte sind gebührenfrei. Für die Berichtigung des 
Grundbuchs sind in bestimmten Fällen gebührenrechtliche Vergünstigungen vorge-
sehen. 
4. Zeitweilige Einschränkungen des Eigentums 
4.1. Von der Bekanntgabe dieses Beschlusses bis zur Unanfechtbarkeit des Flur-
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bereinigungsplans gelten folgende Einschränkungen: 
a) In der Nutzungsart der Grundstücke dürfen ohne Zustimmung des Amtes für 

Ländliche Entwicklung Oberpfalz nur Änderungen vorgenommen werden, 
die zum ordnungsgemäßen Wirtschaftsbetrieb gehören (§ 34 Abs. 1 
Nr. 1 FlurbG). 

b) Bauwerke, Brunnen, Gräben, Einfriedungen, Hangterrassen, Kies–, Sand– 
oder Lehmgruben u. ä. Anlagen dürfen nur mit Zustimmung des Amtes für 
Ländliche Entwicklung Oberpfalz errichtet, hergestellt, wesentlich verändert 
oder beseitigt werden (§ 34 Abs. 1 Nr. 2 FlurbG). 

Sind entgegen den Bestimmungen nach a) und b) Änderungen vorgenommen 
oder Anlagen hergestellt oder beseitigt worden, so können diese im Verfahren 
unberücksichtigt bleiben. Das Amt für Ländliche Entwicklung Oberpfalz kann 
den früheren Zustand auf Kosten des betreffenden Beteiligten wieder herstel-
len lassen, wenn dies der Flurbereinigung dienlich ist (§ 34 Abs. 2 FlurbG). 
c) Obstbäume, Beerensträucher, Hopfenstöcke, einzelne Bäume, Hecken, 

Feld– und Ufergehölze dürfen nur in Ausnahmefällen, soweit landeskulturel-
le Belange, insbesondere des Naturschutzes und der Landschaftspflege, 
nicht beeinträchtigt werden, mit Zustimmung des Amtes für Ländliche Ent-
wicklung Oberpfalz beseitigt werden (§ 34 Abs. 1 Nr. 3 FlurbG). 

Bei Verstößen gegen diese Vorschrift muss das Amt für Ländliche Entwicklung 
Oberpfalz Ersatzpflanzungen auf Kosten des Veranlassers vornehmen lassen 
(§ 34 Abs. 3 FlurbG). 

4.2. Von der Bekanntgabe dieses Beschlusses bis zur Ausführungsanordnung be-
dürfen Holzeinschläge in Waldgrundstücken, die den Rahmen einer ordnungs-
gemäßen Bewirtschaftung übersteigen, der Zustimmung des Amtes für Ländli-
che Entwicklung Oberpfalz. Diese wird nur im Einvernehmen mit der Forstauf-
sichtsbehörde erteilt (§ 85 Nr. 5 FlurbG, Art. 16 des Gesetzes zur Ausführung 
des Flurbereinigungsgesetzes –AGFlurbG–). Das gleiche Verfahren gilt für die 
Erstaufforstung von Flächen, die aus der landwirtschaftlichen Nutzung ausge-
schieden sind oder ausscheiden sollen. 
Sind Holzeinschläge ohne Zustimmung vorgenommen worden, kann das Amt 
für Ländliche Entwicklung Oberpfalz anordnen, dass die abgeholzte oder ver-
lichtete Fläche nach den Weisungen der Forstaufsichtsbehörde wieder ord-
nungsgemäß in Bestand gebracht wird (§ 85 Nr. 6 FlurbG). 

4.3. Wer den Vorschriften des § 34 Abs. 1 Nrn. 2, 3 oder des § 85 Nr. 5 FlurbG 
(vgl. Nrn. 4.1. b, c und 4.2.) zuwiderhandelt, handelt nach § 154 Abs. 1 FlurbG 
ordnungswidrig. Ordnungswidrigkeiten können mit einer Geldbuße bis zu fünf-
hundert Euro geahndet werden. Im Übrigen gelten die Bestimmungen des Ge-
setzes über Ordnungswidrigkeiten – OWiG –. 

5. Weitergehende Informationen 
Weitergehende Informationen zur Ländlichen Entwicklung sind im Internet unter 
http://www.landentwicklung.bayern.de abrufbar. 
C Begründung 
Auf Antrag der Stadt Hemau zur Einleitung einer Flurneuordnung hat das Amt für 
Ländliche Entwicklung Oberpfalz einen Arbeitskreis von örtlichen Vertretern der 
Grundeigentümer gegründet, der unter Mitwirkung des Amtes für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten Regensburg, das Amt für Ländliche Entwicklung bei seinen 
örtlichen Erhebungen, bei der Erstellung eines Ziel- und Maßnahmenkonzepts sowie 
bei der zweckmäßigen Gebietsabgrenzung unterstützte. 
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Dabei wurde festgestellt, dass im Verfahrensgebiet 
 − die starke Besitzzersplitterung, die Gemengelage und die ungünstigen Grund-

stücksformen die Bewirtschaftung erheblich erschweren, 
 − eine Zusammenlegung von Grundstücken zur Verbesserung der Agrarstruktur 

erforderlich ist, 
 − die Gewannenlängen vielfach nicht mehr auf eine Bewirtschaftung mit zeitge-

mäßer Landtechnik ausgerichtet sind, 
 − zahlreiche Grundstücke keine rechtlich gesicherte Zufahrt besitzen, 
 − die Wirtschaftswege in schlechtem Zustand und ohne ausreichende Entwässe-

rungseinrichtungen sind, 
 − ein unzureichend ausgebautes Wegenetz und eine unzulängliche Erschließung 

landwirtschaftlicher Betriebe eine fortschrittliche Bewirtschaftung der landwirt-
schaftlichen Nutzflächen behindern und vielfach den wirkungsvollen Einsatz 
von zeit- und arbeitssparenden Maschinen ausschließen, 

 − das Wirtschaftswegenetz einiger Ergänzungen und Verbesserungen bedarf, 
 − fehlende Wasserrückhaltung im Gelände eine fortschreitende Bodenerosion 

sowie Hochwassergefahren für die Unterlieger verursacht, 
 − für die Wasserrückhaltung in der Fläche geeignete Maßnahmen zu treffen und 

zu unterstützen sind, 
 − in den Flurlagen ökologisch notwendige landschaftsgestaltende Elemente feh-

len, 
 − der Charakter der landwirtschaftlich geprägten Kulturlandschaft gefährdet ist, 
 − landespflegerisch sensible Bereiche durch Nutzungskonflikte bedroht sind, 
 − weitere ökologische Defizite in den Flurbereichen bestehen, 
 − ein Bedarf zur Stärkung und Lenkung der Naherholung besteht, 
 − ungesicherte Eigentumsgrenzen und unzeitgemäße Katasterunterlagen beste-

hen. 
 
Diese Nachteile für die Produktions- und Arbeitsbedingungen in der Landwirtschaft, 
die allgemeine Landeskultur und die Landentwicklung können in einem Verfahren 
nach dem Flurbereinigungsgesetz verringert oder beseitigt werden. 
Die voraussichtlich am Verfahren beteiligten Grundeigentümer wurden nach § 5 Abs. 
1 FlurbG über Zweck und Ziele der Flurneuordnung, über die Abgrenzung des Ver-
fahrensgebietes und über die zu erwartenden Kosten informiert. Die zu beteiligenden 
Behörden und Organisationen wurden gehört. Sie brachten keine Bedenken gegen 
die Flurneuordnung vor. Das Amt für Ländliche Entwicklung Oberpfalz hält daher das 
Verfahren für erforderlich und das Interesse der Beteiligten für gegeben. Damit liegen 
die gesetzlichen Voraussetzungen für die Anordnung vor (§ 4 FlurbG). 
Das festgestellte Verfahrensgebiet umfasst eine Fläche von ca. 200 ha. 
Die sofortige Vollziehung dieses Beschlusses war gemäß § 80 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 4 VwGO anzuordnen, da die Landwirtschaft durch den verschärften Wettbewerb, 
die sinkenden Erzeugerpreise und die mangelhaften Produktionsbedingungen ge-
fährdet ist. Die beabsichtigte Flurneuordnung ist eine der wirksamsten Maßnahmen, 
im Verfahrensgebiet die Agrarstruktur zu verbessern, die Existenzgrundlage der 
bäuerlichen Betriebe zu festigen und die Konkurrenzfähigkeit zu heben. Die auf-
schiebende Wirkung von Widersprüchen würde zu Verfahrensverzögerungen und 
damit dazu führen, dass die angestrebten agrarstrukturellen Vorteile erst viel später 
eintreten würden. Im Hinblick auf den großen Kosten- und Wettbewerbsdruck müs-
sen jedoch diese betriebswirtschaftlichen Vorteile so schnell wie möglich erreicht 
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werden. Die Voraussetzungen für die Anordnung der sofortigen Vollziehung liegen 
somit vor. 
 
Tirschenreuth, 08.12.2016 
 
gez. 
Thomas Gollwitzer            
Behördenleiter 
 
 
 
 
Bekanntmachung für die Stadt Abensberg 
Gz. B - V 7566.2 - 16274 
Verfahren Herrnsaal - Flurneuordnung 
Stadt Kelheim und Gemeinde Saal a. d. Donau, Landkreis Kelheim 
I. Vorzeitige Ausführungsanordnung 
Im Verfahren Herrnsaal wird die Ausführung des Flurbereinigungsplanes vor seiner 
Unanfechtbarkeit angeordnet. Der neue Rechtszustand tritt mit dem 08.02.2017 an 
die Stelle des bisherigen Rechtszustands. 
 Die Änderungen der Gemeindegrenzen treten am 08.02.2017 in Kraft. 
Die sofortige Vollziehung wird angeordnet, mit der Folge, dass Widersprüche und 
Anfechtungsklagen keine aufschiebende Wirkung haben. 
Gründe 
Der Flurbereinigungsplan wurde den Beteiligten in gesetzlich vorgeschriebener Wei-
se bekannt gegeben. 
Die verbliebenen Widersprüche liegen dem Spruchausschuss am Amt für Ländliche 
Entwicklung Oberpfalz zur Entscheidung vor. Über die erhobenen Klagen ist noch 
nicht rechtskräftig entschieden. 
Der im Flurbereinigungsplan vorgesehene neue Rechtszustand verbessert die wirt-
schaftliche Lage der Beteiligten und fördert die allgemeine Landeskultur. Aus dem 
längeren Aufschub seiner Ausführung würden daher voraussichtlich erhebliche 
Nachteile erwachsen. Die Voraussetzungen für die Anordnung der vorzeitigen Aus-
führung des Flurbereinigungsplanes sind daher gegeben (§ 63 Abs. 1 FlurbG). 
Die sofortige Vollziehung der vorzeitigen Ausführungsanordnung wird an-geordnet, 
damit aus einem längeren Aufschub der Ausführung des Flurbereinigungsplanes den 
Beteiligten auf dem Gebiet des Grundstücksverkehrs keine erheblichen Nachteile 
erwachsen (§ 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung). 
Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diese vorzeitige Ausführungsanordnung kann innerhalb eines Monats nach 
dem ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung Widerspruch eingelegt wer-
den. Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift beim 

Amt für Ländliche Entwicklung Oberpfalz 
Falkenberger Straße 4, 95643 Tirschenreuth 

(Postanschrift: Postfach 11 89, 95633 Tirschenreuth) 
einzulegen. Er kann auch elektronisch mit einer qualifizierten elektronischen 
Signatur nach dem Signaturgesetz versehen unter der Adresse  

poststelle@ale-opf.bayern.de 
eingelegt werden. Sollte über den Widerspruch innerhalb einer Frist von sechs Mo-
naten sachlich nicht entschieden werden, so kann Klage beim Bayerischen Verwal-
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tungsgerichtshof in München, Postanschrift: Postfach 34 01 48, 80098 München, 
Hausanschrift: Ludwigstraße 23, 80539 München, schriftlich erhoben werden. Die 
Klage kann nur bis zum Ablauf von weiteren drei Monaten seit dem Ablauf der oben 
genannten sechsmonatigen Frist erhoben werden. Die Klage muss den Kläger, den 
Beklagten (Freistaat Bayern) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsa-
chen und Beweismittel sollen angegeben werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden. 
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 
- Ein elektronisch eingelegter Widerspruch muss mit einer qualifizierten elektro-

nischen Signatur nach dem Signaturgesetz versehen sein. Eine elektronische 
Widerspruchseinlegung ohne qualifizierte elektronische Signatur ist unzuläs-
sig.  

- Gemäß der Verordnung über den elektronischen Rechtsverkehr in der Verwal-
tungsgerichtsbarkeit (E-Rechtsverkehrsverordnung Verwaltungsgerichte – 
ERVV VwG, Bayerisches Gesetz- und Verordnungs-blatt Nr. 4/2016 S. 69 f.) 
kann seit dem 01.05.2016 beim Bayerischen Verwaltungsgerichtshof auf elekt-
ronischem Weg Klage erhoben werden. Weitere Hinweise finden sich auf der 
Internetpräsenz der bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit. 

Diese Anordnung sowie die Bestandskarte, die den Stand der Flurkarte bei Eintritt 
des neuen Rechtszustandes darstellt, können innerhalb von drei Monaten nach dem 
Zeitpunkt dieser öffentlichen Bekanntmachung auch auf der Internetseite des Amtes 
für Ländliche Entwicklung Oberpfalz auf der Seite Projekte in der Oberpfalz unter 
„Öffentliche Bekanntmachungen in Flurneuordnungen und Dorferneuerungen“ einge-
sehen werden (http://www.landentwicklung.bayern.de/oberpfalz/133301/). 
 
 
Tirschenreuth, 14.12.2016 
 
gez.  Willibald Perzl 
Ltd. Baudirektor 
 
 
 

Bekanntmachung der Stadt Riedenburg 
 
Bekanntmachung 
Im Verfahren zur Änderung des Flächennutzungsplans und des Landschafts-
plans Riedenburg durch Deckblatt Nr. 48/29 für den Bereich „Prunn-West 2“ 
1. Einleitungsbeschluss (§ 2 Abs. 1 BauGB) 
2. Vorgezogene Beteiligung der Bürger (§ 3 Abs. 1 BauGB)  
Der Stadtrat der Stadt Riedenburg hat beschlossen, den Flächennutzungsplan und 
den Landschaftsplan durch Deckblatt Nr. 48/29 für den Bereich „Prunn-West 2“ zu 
ändern. 
Das Plangebiet umfasst folgende Grundstücke der Gemarkung Prunn mit einer Ge-
samtfläche von ca. 3,4 ha:  
Fl.Nrn. 119, 127, 128, 128/2 Teil, 130, 130/2, 130/3, 131, 131/3, 132, 133, 134 Teil, 
134/2 Teil, 134/4 diese werden als Allgemeines Wohngebiet - WA dargestellt. 
Die Stadt wird die Planung am 26.01.2017 um 18.45 Uhr im Rathaus, St.-Anna-Pl. 2, 
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großer Sitzungssaal öffentlich darlegen und Gelegenheit zur Erörterung geben. 
Im weiteren Verlauf des Verfahrens wird der Planentwurf öffentlich ausgelegt. 
Hierauf wird durch Bekanntmachung gesondert hingewiesen. 
 
Riedenburg, 19.12.2016 
Stadt Riedenburg 
 
Lösch 
Erster Bürgermeister  
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